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ZOFINGER TAGBLATTAargau

Autobahnanschluss oder Projektstopp?
Die Stellungnahmen der politischen Vereinigungen für den 384-Millionen-Kredit des Suhrer Verkehrsprojekts Veras sind eingetroffen.

Florian Wicki

Suhr soll vom Verkehr befreit 
werden, den die Gemeinde und 
weite Teile der Region täglich in 
Atem hält. Das haben sich Kan-
ton und Gemeinde vorgenom-
men und zusammen ein grosses 
Projekt konzipiert: Veras, kurz 
für Verkehrsinfrastruktur-Ent-
wicklung Raum Suhr. Veras sei 
nötig, sagten die Projektverant-
wortlichen, weil der Verkehr, der 
sich schon heutzutage staut, 
noch weiter zunehmen dürfte. 
Und weil die Barrieren an den 
Bahnübergängen, die beim Stau 
ebenfalls eine grosse Rolle spie-
len, aufgrund des ausgebauten 
Bahntakts künftig noch länger 
geschlossen sein werden.

Darum wurden verschiede-
ne Massnahmen überlegt. So 
etwa der Tunnel Wynematte, 
der den Durchgangsverkehr 
unter dem Dorf durchschleusen 
soll. Oder die neue Überführung 
beim Pfister-Center, die über 
die Bahngleise und die neue 
Kantonsstrasse führt, welche im 
gleichen Zug gebaut wird und 
das Areal beim Bahnhof er-
schliesst. Alles in allem soll das 
Projekt rund 366 Millionen 
Franken kosten. Der Kredit, 
welcher beim Grossen Rat bean-
tragt wird, kommt mit Reserve 
auf etwa 384 Millionen.

Autobahnanschluss wird 
weiter vermisst

Geht es nach dem Regierungs-
rat, wird sich Suhr mit 10,28 
Millionen, der Bund über das 
Agglomerationsprogramm 4. 
Generation mit maximal 63,4 
Millionen Franken beteiligen. 
Die Technischen Betriebe Suhr 
bezahlen rund 17 Millionen 
Franken an die Werkleitungs-
anpassungen, was sich frühes-
tens ab 2028 im Strom- und 
Wasserpreis bemerkbar ma-
chen dürfte.

Vom 21. Februar bis 23. Mai 
konnten die politischen Partei-
en und Interessensverbände 
eine Stellungnahme zum Pro-

jekt abgeben. Die Rückmeldun-
gen der Parteien waren erwar-
tungsgemäss durchzogen.

Rechts der Mitte unterstützt 
man Veras recht deutlich. Die 
SVP schreibt in ihrer Stellung-
nahme etwa, man stehe dem 
Anliegen «grundsätzlich positiv 
eingestellt» gegenüber. Sie be-
tont aber, der von ihr schon län-
ger geforderte Autobahnan-
schluss «Wynatal» sei immer 
noch nicht ins Projekt eingeflos-
sen. Dem schliesst sich die FDP 
in ihrer Antwort an: «Das Wy-
nental hat weiterhin – als einzi-
ges Aargauer Südtal – keinen di-
rekten A1-Anschluss.» Auch die 
Freisinnigen sehen den Hand-
lungsbedarf der Verkehrsfüh-
rungen im Raum Suhr als ausge-
wiesen an. Genau wie die EDU. 
Sie kritisiert einzig, dass die Kos-
ten für Honorare im Kredit mit 

rund 65 Millionen Franken viel 
zu hoch seien und um 10 Pro-
zent reduziert werden müssen.

In der politischen Mitte ist 
die Unterstützung für Veras 
schon weniger ausgeprägt. Die 
Mitte beispielsweise stellt sich 
auch hinter das Projekt, kriti-
siert aber, dass infolge der 
Arbeiten 4,53 Hektaren land-
wirtschaftliche Fruchtfolgeflä-
chen verbaut werden, aber nur 
1,53 Hektaren kompensiert wer-
den: «Drei Hektaren gehen mit 
dem Projekt verloren.» Es sei 
zwingend notwendig, die ganze 
Fläche zu kompensieren.  Die 
EVP kritisiert, dass Veras zu 
einer deutlich höheren Belas-
tung der Achse zwischen Aarau 
und der Autobahn führen wird. 
Dazu vermisse sie Ausführun-
gen zu Überlegungen bezüglich 
ÖV und Park&Pool, und 

schliesslich sehe sie bei den 
Velo routen einige Mängel.

«Verkehrspolitisch 
 rückwärtsgewandt»

Ganz gegen Veras ist die GLP, sie 
fordert einen Stopp. Man solle 
stattdessen eine kluge Redimen-
sionierung des Projekts sowie 
gezielte Investitionen in die 
Bahninfrastruktur (vor allem in 
Richtung Wynental) vorneh-
men. Konkret fordert die Partei 
einen 15-Minuten-Takt für die 
Wynental-Suhrental-Bahn und 
Schnellverbindungen zwischen 
Aarau und Menziken, dazu eine 
einfache Umfahrung für Suhr 
und eine Lösung beim Bahn-
übergang Sagimättli.

Ebenfalls gegen das Projekt 
stellen sich die Grünen. Veras 
sei «verkehrspolitisch rück-
wärtsgewandt»: Man mache da-

mit den Autoverkehr attraktiver 
und nicht den Fuss- oder Velo-
verkehr oder den ÖV. Stoppe 
man das Projekt nicht, fordern 
die Grünen mehrere Anpassun-
gen: unter anderem eine attrak-
tive Veloverbindung aus dem 
Wynen- und Suhrental nach Aa-
rau, die Sperrung oder den 
Rückbau der Bernstrasse West 
und Tempo 30 in Suhr und in 
den Gemeinden im Wynental.

Die SP steht Veras «kritisch 
bis negativ» gegenüber. Das 
Projekt fördere den motorisier-
ten Individualverkehr und ver-
brauche wertvolle Ressourcen, 
anstatt nachhaltige Alternativen 
zu stärken. Darum fordert sie 
ein neues Projekt, das eine bes-
sere Anbindung des Wynentals, 
gute und direkte Veloverbindun-
gen und weniger Verlust an Kul-
turland als Ziel hat. Und 

schliesslich kritisiert die SP 
auch, dass die Gemeinden im 
Wynental (oder zumindest die 
dortigen Autolenker) zwar von 
Veras profitieren, aber nichts da-
ran bezahlen müssen. Eine Be-
teiligung dieser Gemeinden sol-
le man prüfen, spätestens für 
künftige Projekte.

Weniger Kulturland  
verbauen

Mit dem Bauernverband Aargau 
und dem Verkehrsclub VCS ha-
ben sich auch zwei Interessens-
verbände gemeldet. Der 
Bauernverband unterstützt Ve-
ras, bedauert aber, dass das Pro-
jekt auf Kosten der Landwirt-
schaft umgesetzt wird, der Ver-
lust an Kulturland sei massiv. 
Darum fordert der Verband, 
dass so wenig Flächen wie nötig 
dauerhaft verloren gehen und 
dass alle kompensiert werden.

Beim VCS Aargau findet 
man (etwa wie die SP), Veras set-
ze die falschen Prioritäten: «Das 
viele Geld aus der Strassenkasse 
kommt freilich nicht dem guten 
Leben in Suhr zugute, sondern 
wird in erster Linie investiert, 
um den Autofahrerinnen und 
Autofahrern aus dem Wynental 
die Fahrzeit etwas zu verkür-
zen.» Die Wirkung auf Suhr sei 
beschränkt. Darum fordert der 
VCS Verbesserungen bei der Ve-
loinfrastruktur, eine Verkehrs-
beruhigung in Suhr (zum Bei-
spiel auf der Tramstrasse) und 
einen Ausbau des öffentlichen 
Verkehrs.

Als Nächstes kommt das 
Projekt wieder zum Regierungs-
rat. Er arbeitet die Botschaft aus, 
die er zusammen mit seinen An-
trägen (die rund 384 Millionen 
Franken, die Festlegung des Ge-
meindebeitrags von Suhr und 
die Anpassung des kantonalen 
Veloroutennetzes in Oberent-
felden) ins Kantonsparlament 
schickt. Dieses behandelt Veras 
voraussichtlich im November. 
Der Kanton rechnet damit, im 
Winter 2027 mit den Bauarbei-
ten beginnen zu können.

Mit Veras ist unter anderem eine neue Überführung über die Kantonsstrasse NK241 sowie über die Bahnlinien geplant.   Bild: zvg/Kanton Aargau

Rückzieher im Ortsbürgerstreit
FDP-Politiker Mark Füllemann zieht Einbürgerung von GLP-Grossrat Gian von Planta doch nicht vor Bundesgericht. 

Andreas Fretz

Der GLP-Grossrat Gian von 
Planta will Ortsbürger von Ba-
den werden. Darüber tobt seit 
Monaten ein Streit. Zuletzt be-
fasste sich das Verwaltungsge-
richt des Kantons Aargau damit. 
Sogar ein Gang ans Bundes-
gericht stand im Raum. Der frü-
here und langjährige Badener 
FDP-Einwohnerrat Mark Fülle-
mann wollte diesen Schritt prü-
fen. Nun hat er sich entschieden.

Der Reihe nach: Im Sommer 
wollte von Planta Ortsbürger 
werden. Die Versammlung ver-
wehrte ihm die Aufnahmen mit 
79 Nein- zu 32 Ja-Stimmen. Hin-
tergrund: Von Planta hatte vor 
einigen Jahren einen Vorstoss 
zur Auflösung der Ortsbürger 
eingereicht. Von Planta erhob 
gegen den Entscheid der Orts-

bürger Beschwerde. Der Regie-
rungsrat gab ihm im letzten 
Winter recht. Die Aufnahme sei 
ihm einzig verweigert worden, 
weil befürchtet werde, dass er 
dereinst von seinem Antrags-
recht auf Zusammenschluss von 
Ortsbürger- und Einwohnerge-
meinde Gebrauch machen 

könnte, argumentierte der Re-
gierungsrat. Diesen Entscheid 
wiederum wollte Ortsbürger 
Füllemann so nicht stehen las-
sen. Er reichte eine Beschwerde 
beim Verwaltungsgericht ein. 
Dieses kam zum Schluss: «Auf 
die Beschwerde wird nicht ein-
getreten.» Hauptgrund: Der Be-
schwerdeführer sei hinsichtlich 
des angefochtenen Entscheids 
gar nicht beschwerdelegiti-
miert. Er habe kein schutzwür-
diges eigenes Interesse an der 
Aufhebung oder der Änderung 
des Entscheids. Darum dürfe 
auf seine Beschwerde nicht ein-
getreten werden. 

Chance vor Bundesgericht 
verschwindend klein

Vorletzte Woche sagte Fülle-
mann auf Anfrage, dass er den 
Gang vor das Bundesgericht 

prüfen werde. Jetzt erklärt er: 
«Mehrere Juristen, die ich kon-
taktierte, haben mir geraten, 
diesen Entscheid des Verwal-
tungsgerichts nicht ans Bundes-
gericht weiterzuziehen.» Es 
handle sich seitens Verwal-
tungsgericht um einen rein for-
mellen Beschluss über die Be-
rechtigung, bei dem auf den 
Wortlaut des Gesetzes abge-
stellt werde. Im Gesetz sei der 
einzelne Stimmbürger nicht als 
Organ der Ortsbürgergemeinde 
aufgeführt. Nur Organe hätten 
ein Beschwerderecht – und die 
Chance, dass dies das Bundes-
gericht anders sähe, sei ver-
schwindend klein.

«Ich habe keineswegs die 
Absicht, bürokratischen Leerlauf 
in Gang zu setzen, und verzichte 
deshalb auf einen Weiterzug», 
erklärt Füllemann. Von Planta 

sagt auf Anfrage: «Ich finde es 
vernünftig, dass Mark Fülle-
mann den Entscheid nicht ans 
Bundesgericht weiterzieht.»

Damit wird die Gemeinde-
versammlung im Dezember er-
neut über von Plantas Einbürge-
rungsgesuch zu befinden haben. 
Füllemann sagt: «Beim letzten 
Mal, so monierte der Regie-
rungsrat, habe es an sachlichen 
Gründen gefehlt. Ich werde 
beim nächsten Mal den sachli-
chen Grund so vortragen, dass 
er auch in Aarau verstanden 
werden kann.» Zudem sagt er: 
«Es gibt keinen Automatismus 
in der Bürgerrechtsfrage. Die 
Gemeindeversammlung kann 
das Recht verleihen, es gibt aber 
keinen Anspruch darauf.»

Über die Aufnahme von 
Plantas ins Ortsbürgerrecht wird 
erst im Winter entschieden. Die 

Traktandenliste der Sommer-
gemeinde ist vom Stadtrat be-
reits verabschiedet worden. Von 
Plantas Einbürgerung ist dort 
nicht aufgeführt.

Von Planta sagt, er sei froh, 
wenn dieses Thema an der über-
nächsten Ortsbürgerversamm-
lung ausdiskutiert werden kann. 
Und er hält fest: «Ich bin über-
zeugt, dass in einer Demokratie, 
sei es bei der Einwohner- oder 
der Ortsbürgergemeinde, ver-
schiedene Meinungen Platz ha-
ben müssen, auch die einer Fu-
sion.» Seinem Standpunkt bleibt 
er treu: Die Aufrechterhaltung 
von zwei Gemeinden innerhalb 
von Baden führe zu zahlreichen 
Doppelspurigkeiten und Inter-
essenkonflikten in der Verwal-
tung. Und sie verkompliziere die 
Wahrnehmung der demokrati-
schen Willensäusserung.

Gian von Planta findet Ortsbürger 
überflüssig und will doch selber 
einer werden. Mark Füllemann will 
das verhindern. Bilder: Britta Gut/zvg

 


